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Die Durststrecke hat vorerst ein Ende
Der Verein Hebamme Zentralschweiz wird nun für die Vermittlungsarbeit vom Kanton entschädigt. Dennoch sucht er weitere Sponsoren.

Roseline Troxler

Über die Plattform hebamme-
zentralschweiz.ch können wer-
dende oder frischgebackene El-
tern innert kurzer Zeit eine Heb-
amme finden. Der gleichnamige
Verein vermittelt Familien frei-
praktizierende Hebammen für
die Zeit des Wochenbetts. Denn
längst nicht alle Eltern haben
diese bereits vor der Geburt
ihres Kindes organisiert. Dass
dennoch jede Familie nach dem
Austritt aus dem Spital betreut
werden kann, das ist das grosse
Ziel des Vereins. «Und dieses
Ziel haben wir im vergangenen
Jahr erreicht», sagt Co-Präsi-
dentin Lea Kobler zufrieden.

2021 sind im Kanton Luzern
über 4500 Babys auf die Welt
gekommen. In dieser Zeit hat
der Verein 760 frischgebacke-
nen Müttern eine Hebamme
vermittelt. Das sind etwas mehr
als noch 2020. 470 Frauen ha-
ben erst nach der Geburt über
die Plattform nach einer Heb-
amme gesucht, brauchten also
sehr zeitnah eine Lösung. Mit
gut 400 Vermittlungen stammt
der Grossteil von Frauen, die im
Luzerner Kantonsspital gebo-
ren haben.

Leistungsvereinbarung
überzwei Jahre
Vor kurzem gab es für den 2019
gegründeten Verein einen wei-
teren Grund zur Freude. Lea
Kobler: «Wir werden seit die-
sem Jahr für unsere Vermitt-
lungsarbeit entschädigt.»
Während mehr als zwanzig Jah-
ren hat der Vorgängerverein
von hebamme-zentralschweiz.
ch, die Hebammenzentrale
Zentralschweiz, die Vermitt-
lung unentgeltlich übernom-
men. Doch weil Mütter nach
der Geburt nur noch wenige
Tage im Spital bleiben und die
Zahl der Geburten stark gestie-
gen ist, wurde die Vermitt-
lungsarbeit immer kurzfristiger
und aufwendiger.

Für den Vorstand von hebam-
me-zentralschweiz.ch war da-
her klar, dass er mittelfristig für
die Vermittlungsarbeit vergütet
werden will. «Denn gerade die
öffentliche Hand profitiert von
unserem niederschwelligen An-
gebot», sagt Hebamme Lea Ko-
bler. Im November 2021 konn-
te der Verein schliesslich eine

Leistungsvereinbarung mit
dem Kanton Luzern unterzeich-
nen. Sie gilt vorderhand für
zwei Jahre. Laut Kobler erhält
der Verein nun bis zu einem
Kostendach von 50000 Fran-
ken 80 Prozent der Kosten vom
Kanton Luzern vergütet. «Wir
sind sehr glücklich über diese
Lösung», sagen die beiden Co-

Präsidentinnen Karin Bach-
mann und Lea Kobler.

Verein soll sichmitBeitrag
weiter etablieren
David Dürr, Leiter der kantona-
len Dienststelle Gesundheit und
Sport, sagt zur Unterzeichnung:
«Mit der Leistungsvereinbarung
soll der kantonale Beitrag an die

Finanzierung der Vermittlungs-
plattform geregelt werden.»
Welche konkreten Aktivitäten
damit finanziert werden, sei im
Vertrag festgehalten. «Wir äus-
sern uns aber nicht zu Vertrags-
inhalten mit Dritten», führt er
aus. Zu den Gründen, weshalb
sich der Kanton beteiligt, meint
er: «Zum einen hat der Kantons-

rat die Mittel dafür gesprochen,
zum anderen bestehen die ge-
setzlichen Grundlagen für sol-
che Projekte und nicht zuletzt
soll die Finanzierung dem Ver-
ein ermöglichen, sich zu etablie-
ren und finanziell unabhängig
zu werden.»

Die übrigen 20 Prozent der
Kosten sollen von den Mitglie-
dern, also den Hebammen, so-
wie von Sponsoren übernom-
men werden. Heute zählt der
Verein 92 Hebammen. «Für das
Sponsoring sind wir im Ge-
spräch mit der Klinik Hirslan-
den und mit dem Geburtshaus
Terra Alta», sagt Lea Kobler.
Beide Institutionen haben die
Vermittlungsarbeit der Hebam-
men – anders als das Luzerner
Kantonsspital – schon in der
Vergangenheit finanziell unter-
stützt. Für den Aufbau und das
Pilotjahr, das bis Ende Januar
2021 dauerte, erhielt der Verein
auch Geld vom Lotteriefonds
des Kantons Luzern sowie der
Albert-Koechlin-Stiftung.

Zuwachsvon
freiberuflichenHebammen
Lea Kobler und Karin Bach-
mann sind guten Mutes, dass die
Plattform weiter zum Fliegen
kommt. Dies liegt auch an den
Hebammen im Kanton Luzern.
«Wir haben kaum Abgänge von
Mitgliedern. Neue freiberufli-
che Hebammen melden sich so-
gleich bei unserem Verein an.
Das ist ein sehr schönes Zei-
chen.» Ausserdem würden viele
Hebammen den Mitgliederbei-
trag bezahlen, obwohl sie auch
ohne die Plattform genügend
Frauen betreuen könnten.

Das Ziel für das laufende
Jahr ist laut Lea Kobler nebst
dem Gewinnen von Sponsoren
auch die Ausweitung auf ande-
re Kantone. «Wir sind derzeit
im Gespräch mit Nidwalden,
Obwalden und Schwyz», sagt
Karin Bachmann. Mittelfristig
will der Verein auch dort Ver-
mittlungsarbeit leisten.

Hebamme Eva Zumbühl prüft auf einem Wochenbett-Besuch das Gewicht eines Neugeborenen. Bild: Boris Bürgisser (Horw, 14. Januar 2022)

SP fordert von Regierung «vertrauenswürdige Kommunikation»
In der Coronakrise soll der Regierungsrat mit einer Stimme sprechen, verlangt die Luzerner SP in einem dringlichen Postulat.

DominikWeingartner

Die Kommunikation gegenüber
der Bevölkerung in der Pande-
mie ist für die verantwortlichen
Behörden eine besondere Her-
ausforderung. Soll man viel und
ausführlich informieren? Oder
ist es ratsam, sich auch mal zu-
rückzuziehen, wie das zum Bei-
spiel der Bundesrat über die
Festtage gemacht hat?

DieEmmerSP-Kantonsrätin
Melanie Setz Isenegger fordert
nun in einem dringlichen Postu-
lat eine «vertrauensfördernde
Kommunikation»vonSeitender
LuzernerRegierung.DieExeku-
tive wird aufgefordert, «seine
Kommunikation imZusammen-
hang mit Massnahmen in der
Coronapandemie kohärenter zu
gestalten»,heisst es imVorstoss.

Konkret soll er seine Äusse-
rungenaufSituationenbeschrän-

ken, bei denen Massnahmen
vomgesamtenRegierungsratge-
troffen worden sind, wenn Ent-
scheide betroffen sind, die von
Gremien,denenderRegierungs-
ratvorsteht,beschlossenworden
sind oder wenn von der Regie-
rung verabschiedete Vernehm-
lassungen oder Botschaften zu
denMassnahmenbetroffensind.

Die Kommunikation der Re-
gierung in der Krise hat zuletzt
tatsächlichFragen aufgeworfen.
Zwischen Weihnachten und
Neujahr sorgte Gesundheitsdi-
rektor Guido Graf mit einer
denkwürdigen Pressekonferenz
national für Schlagzeilen. Er
warnte dabei eindringlich vor
den Folgen einer weiteren Aus-
breitungdesVirus, inklusiveKol-
laps des Gesundheitssystems
und harter Triage. Knapp zehn
Tage später schrieb der Gesund-
heitsdirektor in seinem persön-

lichenBlog,einestilleDurchseu-
chungderBevölkerungseiange-
sichts der stagnierenden Zahl
der Hospitalisierten «vielleicht
sogar vertretbar».

«Glaubwürdigkeit
untergraben»
Melanie Setz sagt auf Anfrage,
ihr Vorstoss sei nicht gegen ein-
zelne Regierungsmitglieder ge-
richtet. Ihr ginge es darum zu
verhindern, dass die Bevölke-
rung wegen einzelner Aussagen
von Regierungsmitgliedern ver-
wirrt werde. «Es hat Äusserun-
gen von Regierungsräten zu Co-
rona gegeben, die offensichtlich
deren persönliche Meinung wi-
dergespiegelt hat und nicht die
Gesamtmeinung des Gre-
miums», sagt Setz. «Ankündi-
gungen,dienichtabgestützt, un-
vollständig oder missverständ-
lichsindoderwiderrufenwerden

müssen, sind zu unterlassen, da
sie die Glaubwürdigkeit unter-
graben», ist sie überzeugt.

Dazu gehörten auch öffent-
lichkeitswirksame Forderungen
an den Bundesrat durch einzel-
ne Regierungsmitglieder, so die
Kantonsrätin. Neben einem ei-
nigendem Auftreten in der Öf-
fentlichkeit fordert Setz nämlich
auch, dass die Luzerner Regie-
rung «die Massnahmen des
Bundes und weiterer Gremien
konstruktiv begleitet». Alles an-
dere sorge für Verunsicherung.
Denn: «Irgendwann versteht
die Bevölkerung nicht mehr, was
jetzt gilt und was die Regierung
als Gremium eigentlich will.»

Wasbereits innormalenZei-
ten störend sein könne, sei in
einer Pandemiesituation beson-
ders schwierig, so Setz weiter.
«Das Gremium trifft Entschei-
dungen, nicht Einzelpersonen»,

sagt sieundfügthinzu: «Gerade
in Krisensituationen brauchen
wir einen Regierungsrat, der öf-
fentlich an einem Strang zieht.»

Ein weiterer Punkt des Pos-
tulats beinhaltet die Forderung
an die Regierung, die Bevölke-
rung für «bereits beschlossene
Massnahmen» zu sensibilisie-
ren. Nach zwei Jahren Pandemie
sei eine «gewisse Müdigkeit
gegenüber den Massnahmen
spürbar», sagt Setz. «Es ist wich-
tig, dass der Kanton so kommu-
niziert, dass es die Bevölkerung
versteht.» Sie attestiere den Be-
hörden zwar, dass die Pandemie
eine Ausnahmesituation sei und
man dazulernen könne. Aber, so
Setz: «Nach zwei Jahren sollte
man einen Plan haben, wie man
die Leute erreicht. Vielleicht
reicht es nicht, die notwendigen
Informationen auf der Website
zu veröffentlichen.»

«Nachzwei Jahren
solltemaneinen
Planhaben,wieman
dieLeuteerreicht.»

Melanie Setz Isenegger
SP-Kantonsrätin
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